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$ 1 Abs. 1 Satz 1 und 2, S 3 Nr. 3 Buchst. b, S 3 Nr. 4,
$ 4 Abs. 1 Satz 1
S 158 Abs. 2;  S 161 Abs. 2

Informationszugang; Bundesministerium; Behörde; Verwaltung; Regierung; Re-
gierungshandeln; Gesetzesvorbereitung; Ministervorlage; Demokratie, reprä-
sentative; Kontrolfe; Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung; Teilerledi-
gungserklärung; Kostenentscheidung, Unanfechtbarkeit der - .

Leitsätze:

1. Ein Bundesministerium ist auch insoweit anspruchsverpflichtete Behörde im
Sinne von $ 1 Abs. 1 Satz 1 lFG, als seine Tätigkeit dem Regierungshandeln
zuzuordnen ist.

2. Dem verfassungsrechtlich gebotenen Schutz des Kernbereichs der Regie-
rungstätigkeit ist vorrangig im Rahmen der gesetzlich normierten Versagungs-
gründe Rechnung zu tragen; fal ls sich gleichwohl Schutzlücken auftun sollten,
ist auf verfassungsunmittelbare Grenzen des Informationsanspruchs zurückzu-
greifen.
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